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7. Die Politisierung des Kaisers 
 
Dieser Aufsatz ist mir etwas durcheinander geraten. Sie werden den weltlichen 

Herrscher finden, Änderungen seiner Loyalitätsauffassung, den religiösen 

Herrscher, ohne dessen religiösen Unterbau nichts denkbar war, und immer 

wieder die Verfassung, die seinen Aufstieg krönte.   

 

Meiji Tennô ist im Februar 1867 auf den Thron gestiegen (senso). Er hat im 

Oktober 1868 die Thronbesteigungszeremonie (sokui no rei) durchgeführt und 

im Dezember 1871 das Daijôsai. Der Anfang der Meiji-Zeit wurde aber allgemein 

auf die Proklamation der Rückkehr zur Kaiserherrschaft (ôsei-fukko no daigôrei) 

gelegt, die am 3. Januar 1868 stattfand und den Beginn der Meiji-Zeit markierte. 

Der Name „Meiji-Zeit“ (meiji-jidai) wurde im Oktober 1868 erlassen, als ein 

neues Gesetz eingeführt wurde, das die Jahreszählung künftig auf die 

Herrschaftszeiten der einzelnen Kaiser begrenzte.     

 

Weltliche Tätigkeit 

Die neue politische Stellung des Kaisers, die Abkehr von seiner bisherigen 

Abgeschlossenheit, wurde dem Volk auf vielfältige Weise verdeutlicht. Ein Mittel 

war die Einführung neuer Feiertage, die alle auf den Kaiser, oder, was auf 

dasselbe hinausläuft, auf den Shintô zentriert waren. Ein weiteres Mittel, den 

Kaiser dem Volk näher zu bringen, war die öffentliche Ausstellung seines Bildes. 

1874 wurden Photographien des Kaisers für einige Tage im ganzen Lande 

ausgestellt. Sie wurden begeistert aufgenommen und an einigen Orten wurden 

sie sogar zu Objekten religiöser Verehrung (Oguchi und Takagi 1969, 344). Ab 

1891 wurden die Photos von Kaiser und Kaiserin offiziell an allen Schulen im 

Land ausgestellt (Murakami, Kokka Shintô, 139). 

 

Sehr ausgeprägt war die Reisetätigkeit des Meiji Tenno; er unternahm insgesamt 

96 offizielle Reisen. Dies stand im starken Kontrast zur Edo-Zeit; eine Pilgerfahrt 

zu den Kamo-Schreinen in Kyoto, die der Vater von Meiji Tennô, Kômei Tenno, 

am 28. April 1863 unternommen hatte, war die erste Reise eines amtierenden 

Kaisers seit 1626 gewesen (Ishinshi Bd. 3 1942, 386). Meiji Tennô besuchte alle 



Teile des Landes. Unter seinen zahlreichen Reisen waren auch sechs große 

Rundreisen, von denen die längste über drei Monate dauerte und nur die letzte 

weniger als einen Monat beanspruchte. Diese sechs großen Reisen wurden 

zwischen 1872 und 1885 durchgeführt. Sie boten dem Kaiser Gelegenheit, dem 

Volk näher zu kommen, bzw. das Volk fester an sich zu binden (Oguchi und 

Takagi 1969, 344). 

 
Doch nicht nur durch diese Reisen zeigte sich Meiji Tennô als „guter 

Landesvater.“ Der Kaiser ließ an Alte und Bedürftige Geld verteilen, belohnte 

besonders tugendhafte Menschen, zeigte Interesse an der Lage der 

Landbevölkerung, sah Fischern bei der Arbeit zu. Die Aufzählung dieser 

„volksnahen“ Aktivitäten lässt sich beliebig lang fortsetzen. Das Volk erfuhr auf 

diesem Wege, dass es einen obersten Herrscher hatte, dass dieser ein Herrscher 

für das ganze Volk war, nicht zu erhaben, um sich nicht auch um die unteren 

Schichten kümmern zu können, dass dieser Herrscher gütig war. Diesem 

Herrscher konnte sich das Volk verbunden fühlen, ihm unter Aufopferung treu 

zu dienen, war Pflicht der Dankbarkeit.  

 

Die Verfassung – religiös und weltlich  

Es war die Zeit des Saisei-ichi, der „Einheit von Shintô-Kult und 

Regierung.“ Dieses Konzept beruht auf dem Glauben an die Göttlichkeit Japans 

und des Kaiserhauses und auf dem Glauben an das fortwährende Wirken der 

Götter, deren Schutz und Hilfe man sich vergewissern muss. Es demonstriert die 

Grundlagen des Staates im Religiösen. Für seine Anwendung in der Praxis sind 

die Modalitäten der Verkündung der Verfassung ein gutes Beispiel. Bevor der 

Tennô die Verfassungsurkunde dem Premierminister überreichte, hatte er in 

einer Shintô-Zeremonie am Hofe der Sonnengöttin und seinen Ahnen berichtet, 

dass er die Verfassung erlassen wolle. Parallel dazu waren kaiserliche 

Abgesandte mit derselben Mitteilung an die bedeutendsten Shintô-Schreine und 

an die Gräber zwei seiner Vorfahren entsandt worden. Die Einzelheiten hierzu 

finden Sie in der Niederschrift zum sechsten Vortrag. 

 



Der Kaiser war also ab der Verfassung von 1889 ein neuzeitlicher 

konstitutioneller Monarch. Er hatte seine religiösen Funktionen aber beibehalten 

und war unverändert der oberste Priester des Shintô. Seine religiöse Stellung 

war sogar noch gestärkt worden, denn der Shintô, von buddhistischen Einflüssen 

gesäubert, war de facto in den Rang einer Staatsreligion erhoben und in ein 

effektives religiöses Instrument umorganisiert worden. Der Tennô hatte nun 

einen durchorganisierten religiösen Unterbau, der den Glauben des gesamten 

Volkes über die Ise-Schreine, wo seine Ahngottheit, die Sonnengöttin Amaterasu 

ômikami verehrt wird, auf ihn kanalisierte.  

 

Zugleich war der Tennô Quelle und Grundlage jeder Moral. Schriftlich 

niedergelegt wurde dieses Konzept im Kaiserlichen Erlass über die Erziehung 

(kyôiku-chokugo) von 1890, einem Erlass, der, als Grundlage für die 

Moralerziehung an den Schulen bestimmt und von Generationen japanischer 

Schüler auswendig gelernt und regelmäßig feierlich rezitiert, einen immensen 

ideologischen Einfluss ausgeübt hat. Im Einzelnen enthielt der Erlass eine 

Aufzählung der traditionellen konfuzianischen Tugenden wie Loyalität, kindliche 

Pietät etc., daneben einige neuzeitlich-staatliche Tugenden wie Gesetzestreue 

oder die Bereitschaft, sich für das Vaterland aufzuopfern. Diese Tugenden 

stellten aber keinen Selbstzweck dar, sie sollten um des Kaisers willen, um seine 

„guten und getreuen Untertanen“ zu sein, geübt werden. Denn der Kaiser, bzw., 

was gleichbedeutend ist, seine Vorfahren haben „das Reich auf breiter und 

ständiger Basis errichtet und die Tugend tief und fest eingepflanzt.“  

 

Im Tennô liefen drei bzw. vier Stränge zusammen: Er war Inhaber der obersten 

Regierungsgewalt, des militärischen Oberbefehls (das Militär unterstand im 

operativen Bereich nicht der Regierung), der obersten Kultgewalt und ebenso 

war er der Ursprung, die Quelle jeglicher Moral. Alle Staatsgewalt ging vom 

Tennô aus. Bei dieser umfassenden Machtfülle handelte es sich allerdings um 

eine Fiktion. Der Tennô übte seine Kompetenzen regelmäßig in 

Übereinstimmung mit dem „Rat“ seiner Minister aus; alle Gesetze, Erlasse etc. 

des Kaisers bedurften der Gegenzeichnung durch den, bzw. die zuständigen 

Ressortminister, in der Praxis auch des Premierministers, die die politische 



Verantwortung trugen. Für persönliche Entscheidungen blieb normalerweise 

nur sehr wenig Spielraum.  

  

Loyalitätsauffassung    

Wir kehren zurück zum Beginn der Meiji-Zeit. Zur Abgrenzung vom Regime der 

Edo-Zeit, das ja auch seine Legitimation vom Kaiser bezogen hatte, und zur 

Nutzung der durch Vergöttlichung erhöhten Autorität des Kaisers, musste das 

Schlagwort der Direktherrschaft des Kaisers – zumindest dem Anschein nach – 

verwirklicht, musste der Kaiser auf die Ebene des politischen Geschehens 

herabgezogen werden. Es zeigten sich also zwei gegenläufige, einander jedoch 

ergänzende Bewegungen: neben der Vergöttlichung die Politisierung des Kaisers.  

 

Die Entscheidung, zum System der Direktherrschaft des Kaisers zurückzukehren 

bedingte zwei Änderungen in der konfuzianischen Loyalitätsauffassung. 

„Oben“ wurden die bisher zersplitterten Objekte der Loyalität (Kaiser, Shôgun, 

die diversen Daimyô, Hatamoto) zusammengefasst. Alle „Hingabe“ hatte sich 

nunmehr einzig auf den Kaiser zu richten. „Unten“ wurde der Kreis der Subjekte 

der Loyalität ausgeweitet. War die Loyalität in der Edo-Zeit eine Norm für die 

herrschende Kriegerklasse, wurde sie nunmehr für alle Untertanen verbindlich 

(Ishida 1968, 23). Dem Kaiser als einzigem Herrscher stand ohne 

Zwischenstufen das gesamte Volk gegenüber, alle gleichermaßen seine 

Untertanen, alle gleichermaßen zu Loyalität verpflichtet. 

 

Die neue Stellung des Kaisers an der Spitze der Regierung wurde auf 

verschiedenen Wegen demonstriert, so bereits durch die oben genannte 

„Proklamation der Rückkehr zur Kaiserherrschaft“ vom Januar 1868, die am 

Beginn der Meiji-Ära stand. Auch in anderen Erlassen wurde auf die Rückkehr 

zur Kaiserherrschaft hingewiesen und der Anspruch der kaiserlichen 

Direktherrschaft betont. Die Fiktion der direkten Herrschaft des Kaisers wurde 

ebenfalls in der Organisation der Regierung gewahrt: ab 1868 hatten die beiden 

ranghöchsten Regierungsbeamten als erstes die Aufgabe, den Kaiser zu beraten. 

Ab 1871 führte der Kaiser den Vorsitz im wichtigsten Regierungsorgan, dem 

Seiin (Haupt-Kammer), doch wurde er dabei „beraten.“ Die Nähe des Kaisers zur 



Politik spiegelte sich auch im Räumlichen. Nach seiner endgültigen Übersiedlung 

von Kyoto nach Tokyo im Mai 1869 wurde auch die Regierung, das Dajôkan 

(Staatsrat), in den Kaiserpalast von Tokyo verlegt (Ishinshi Bd. 5 1942, 468). 

 

Doch nicht nur durch Deklarationen und institutionelle Regelungen wurde die 

politische Funktion des Kaisers demonstriert. In Wahrnehmung seiner 

Herrscheraufgaben empfing er regelmäßig führende Politiker zur 

Berichterstattung, war bei einigen wichtigen Beratungen anwesend, so bei der 

Konferenz im Anschluss an die Proklamation der Rückkehr zur Kaiserherrschaft 

am Abend des 3. Januar 1868 (kogosho-kaigi) und 1888/89 bei der Beratung der 

Verfassung im Geheimen Staatsrat (sûmitsuin). Er besuchte verschiedene 

Regierungsbehörden, so u. a. im August 1869 das Amt für Schreinwesen und im 

Oktober/November 1871 die Kriegs-, Schrein-, Außen-, Finanz- und 

Justizministerien (Fujii 1963, 21 und 23) und empfing die ausländischen 

Gesandten in Audienz.  

 

Obgleich der Kaiser so nach Stellung wie nach Tätigkeit weltlicher Herrscher 

geworden war, blieb seine Direktherrschaft doch weitgehend Fiktion. Trotz aller 

Brüche der Tradition, trotz aller Anlehnung an westliche Vorbilder wurde doch 

in diesem Punkt die Tradition gewahrt. Der Kaiser nahm kaum persönlichen 

Einfluss auf die Regierungsgeschäfte, er traf kaum Entscheidungen. Er folgte in 

seinem politischen Handeln grundsätzlich dem „Rat“ der zuständigen Politiker. 

Andererseits aber scheint es eine Eigenschaft späterer Kaiser zu sein, speziell 

Taishô und der frühe Shôwa, dass ihnen rechtsgerichtete Kommentatoren 

jegliche Macht im Reiche zusprachen – einschließlich der Rechte, diese auch 

auszuüben – um gleich darauf zu verkünden, wie der Tennô entscheiden muss. 

Auf diesen Punkt werde ich noch in späteren Aufsätzen eingehen.  

 

Die Verfassung 
 
Das Verhältnis des Kaisers zur Verfassung war schon aus der Form des 

Inkraftsetzens der Verfassung ersichtlich. Der Kaiser hatte aus eigenem, freien 

Willen die Verfassung gewährt. Sie war ihm nicht abgezwungen worden und 

enthielt keinerlei vertragliche Elemente. Der Kaiser war vor der Verfassung und 



er stand über ihr. Dies waren die Grundsätze, die auch durch die Form der 

Verabschiedung der Verfassung demonstriert werden sollten. Die Verfassung 

wurde am 11. Februar 1889, also am Reichsgründungstag, erlassen. Im Rahmen 

der Shintô-Zeremonie anlässlich des Reichsgründungstages, die vom Kaiser 

persönlich durchgeführt wurde und an der auch die Spitzen des Staates 

teilnahmen, teilte der Kaiser vor dem Kashikodokoro (Stätte der Ehrfurcht. 

Verehrte Gottheit: Amaterasu ômikami) und vor dem Kôreiden (Schrein der 

Kaiserlichen Ahnen. Verehrte Gottheiten: Die Seelen der früheren Kaiser) seinen 

Ahnen mit, dass er eine Verfassung – und ein Kaiserliches Hausgesetz – erlassen 

werde. Parallel hierzu waren Kaiserliche Abgesandte mit dieser Mitteilung zu 

den Ise-Schreinen, zu den Gräbern von Jimmu Tennô und Kômei Tennô und zu 

den Reichs- und Regierungsschreinen (kan/koku-heisha) entsandt worden (Saeki 

1915, 1209 ff.). Die eigentliche Inkraftsetzung der Verfassung erfolgte erst im 

Anschluss an diese Zeremonie im Großen Saal (seiden) des Palastes. Dabei verlas 

der Kaiser einen Erlass (Stead 1904, 664) und überreichte darauf dem 

Premierminister die Verfassungsurkunde, die ihm zuvor der 

Großsiegelbewahrer übergeben hatte (Fujii 1970, 117 f.). 

 
In der Präambel wird die religiöse – also von der Verfassung unabhängige – 

Fundierung der Stellung des Kaisers und seiner Souveränitätsrechte betont, und 

werden die Motive und Absichten dargelegt, die zum Erlass der Verfassung 

geführt haben. Die Verfassung sollte die Prinzipien aufzeigen, von denen sich der 

Kaiser leiten ließ, und sie sollte seinen Nachkommen wie dem Volk und dessen 

Nachkommen als Norm dienen und damit das Wohl der Untertanen und das 

Gedeihen des Staates fördern. Die Präambel hob hervor, dass es der Kaiser war, 

der die Verfassung erlassen hat. Sie beugte der Interpretation vor, dass die 

Kaisersouveränität durch die Verfassung beschränkt werden könnte indem sie 

betonte, dass lediglich deren Ausübung an die Normen der Verfassung gebunden 

sei. 

 

Begründung der Verfassung 

Aus den Inkraftsetzungsmodalitäten wie aus der Präambel ging eindeutig hervor, 

dass die Verfassung ein Produkt des Kaisers war, und dass dieser über ihr stand. 



Sowenig die Verfassung sein Amt begründete, sowenig bestimmte sie es. Im 

Grundsätzlichen war die Verfassung kein neu geschöpftes Recht, sondern 

lediglich eine Verdeutlichung der kaiserlichen Prinzipien, die mit denen der 

kaiserlichen Ahnen übereinstimmten. Dass diese Begründungen der absoluten 

Stellung des Kaisers weitgehend Fiktionen waren, die mit der historischen 

Wirklichkeit nicht übereinstimmten, bedarf keiner Erläuterung; für die 

Interpretation der Verfassung ist dies jedoch belanglos.   

 
Die religiöse Fundierung des Kaiserhauses war in der Formulierung Bansei-ikkei 

no Tennô (in allen Zeiten Kaiser einer [einzigen] Dynastie) des Art. 1 MV 

impliziert. Diese Formel wies nicht nur auf den göttlichen Ursprung des 

Kaiserhauses hin, sie postulierte auch seine ewige Dauer. Durch den Art. 1 MV, 

der als einziger Artikel der Verfassung kein ausländisches Vorbild hatte (Pittau 

1969, 239) wurde die absolute Stellung des Kaisers hervorgehoben.  

 
Die für den Staat zentrale Frage der Bestimmung des Herrschers (Erbfolge und 

Regentschaft) wurde nicht in der Verfassung oder durch Gesetz des Staates, 

sondern durch das Kaiserliche Hausgesetz (Übersetzung Stead 1904, 680 ff.) 

geregelt. Zu beachten ist hierbei, dass für eine Änderung des Hausgesetzes 

lediglich die Beratung durch den kaiserlichen Familienrat und durch den 

Geheimen Staatsrat, das oberste Beratungsgremium des Kaisers in politischen 

Fragen, vorgesehen war (Art. 62 KH), während für eine Verfassungsänderung die 

Zustimmung des Reichstages erforderlich war (Art. 73 MV). Mit den Artikeln der 

Verfassung waren nicht nur Interna des Kaiserhauses einer Regelung durch die 

Verfassung und der Einwirkung durch das Volk1 entzogen, sondern dem Kaiser 

war darüber hinaus – theoretisch – die Möglichkeit eingeräumt worden, 

wesentliche Verfasssungsbestimmungen inhaltlich auszufüllen und zu ändern. 

Denn Art. 74 Meiji Verfassung bestimmte: “Eine Änderung des Gesetzes über das 

kaiserliche Haus bedarf der Beratung im Reichsparlament nicht.” 

 
Indes war ein großer Teil dieser Befugnisse eingeschränkt. Obgleich die 

Staatsgewalt dem Kaiser grundsätzlich uneingeschränkt zustand, wurde sie doch 

                                                        
1 Itô 1889, 5 und 32 ff., betont, dass der interne Bereich des Kaiserhauses 

der Einmischung durch die Untertanen entzogen ist.   



„nach Maßgabe der Bestimmungen der Verfassung“ ausgeübt (Art. 4 MV). Zwar 

verfügte der Kaiser trotz der Beschränkungen noch über bedeutende politische 

Macht, doch war sie keineswegs „uneingeschränkt“ zu nennen.  

 
Der Art. 4 MV war der Versuch, die, staatspolitisch wünschenswerte, Fiktion 

eines absoluten Herrschers mit den Grundsätzen der Verfassungsstaatlichkeit – 

Regelung und damit Beschränkung der Herrschaft und Garantie der Rechte der 

Untertanen – zu vereinbaren. Dass diese Grundsätze von den Vätern der 

Verfassung klar erkannt und energisch vertreten worden sind, geht aus der 

Verfassung selbst hervor, zeigt sich aber u. a. auch in der Erwiderung von Itô auf 

Mori Arinori, der bei den abschließenden Beratungen im Geheimen Staatsrat an 

der Formulierung der Überschrift des 2. Kapitels, „Die Rechte und Pflichten der 

Untertanen,“ Anstoß genommen hatte, weil er der Meinung war, gegenüber dem 

Kaiser hätte das Volk keine Rechte (Pittau 1969, 180 f.). Itô Hirobumi führte 

demgegenüber – in Gegenwart des Kaisers – u. a. aus:  

„The spirit behind the establishment of a constitutional form of  

government is first to impose restrictions on the powers of the monarch  

and second to secure the rights of the subjects. Thus if the constitution  

does not express the rights of the subjects but lists only their obligations,  

the drafting of a constitution is pointless. ... when you do not ... limit the  

power of the monarch, you have a despotic government, in which the  

rights of the ruler become as unlimited as the duties of the  

subjects“ (Pittau 1969, 181).  
 

Auswirkungen auf das reale Machtsystem 

Trotz politischer Beschränkung war die Stellung der Regierung jedoch sehr stark. 

Die rechtliche Unabhängigkeit vom Parlament und die Verantwortlichkeit dem 

unverantwortlichen, passiven Kaiser gegenüber rückten auch die Regierung in 

die Nähe rechtlicher Unverantwortlichkeit. Hier lag die praktische Bedeutung 

der Unverantwortlichkeit des Kaisers. Indem die Minister nur ihm 

verantwortlich waren, erlangte die Regierung eine – rechtliche – Position 

überragender Stärke, die jedoch für alle Entwicklungen offen blieb. Das 

Verhältnis der Regierung zu Parlament und Volk wurde letztlich dem freien Spiel 



der politischen Kräfte überlassen, wobei die Regierung freilich einen 

beträchtlichen „Startvorteil“ besaß.  

 

Die Untertanen unterstützten den Kaiser je nach Stellung und Fähigkeiten in 

seinen Herrschaftsaufgaben. Bei alledem waren seine realen Machtbefugnisse 

jedoch sehr gering. In seinem Namen wurden Gesetze erlassen, wurden 

Regierungsmaßnahmen getroffen, wurde Recht gesprochen. Der Kaiser selbst 

war durch die Notwendigkeit der Gegenzeichnung eines Ministers in seiner 

politischen Handlungsfreiheit eingeschränkt. Und wo ihm keine rechtlichen 

Grenzen gezogen waren, verzichtete er, Tradition und Sitte folgend, auf 

selbständige Entscheidungen. 

 

Die Kaisersouveränität und die Fiktion der kaiserlichen Direktherrschaft 

besaßen ideologischen Charakter. In seiner Rede anlässlich des Beginns der 

Beratungen über die Verfassung im Geheimen Staatsrat vom Juni 1888, sprach 

Itô Hirobumi dies, in Gegenwart des Kaisers, mit bemerkenswerter Offenheit aus. 

Er sagte über die Grundlagen der Verfassung: 

„In our country, however, constitutional government is a completely new  
phenomenon. Therefore, in establishing this new constitution we must  
first discover what is the ‚pivot’ which sustains our country. What is the  
cornerstone of our country? This is the problem we have to solve. ...  
Constitutionalism in Europe has more than a thousand years of life. The  
people have been nurtured in this system. Moreover religion has been the  
foundation of this form of government and has penetrated deeply into the  
hearts of the people. The people thus have a fundamental consensus.  
   „In Japan, however, religion does not play such an important role and  
cannot become the foundation of constitutional government. Though  
Buddhism once flourished and was the bond of union between all classes,  
high and low, today its influence has declined. Though Shintoism is based  
on the traditions of our ancestors, as a religion it is not powerful enough  
to become the center of union of the country. Thus in our country the one  
institution which can become the cornerstone of our constitution is the  
Imperial House. 
   „For this reason the first principle of our constitution is the respect for  
the sovereign rights of the emperor. But at the same time, in order to  
prevent the danger of abuse in the exercise of these sovereign powers,  
clear checks and limits have been established. The ministers are thus  
held responsible, so that power may not be abused (Pittau 1969, 177 f., die   
Übersetzung ist stellenweise gekürzt).  

 



Die Institution des Kaisers, von den Vätern der Verfassung zur ideologischen 

Grundlage des Staates bestimmt, verlieh der Regierung Autorität. Sie verlieh 

jedoch jeder Regierung Autorität. Sie sanktionierte die bestehende Ordnung 

ebenso wie deren – erfolgreiche – Veränderungen. Inhaltlich war sie nicht 

festgelegt. Sie begünstigte zwar den Totalitarismus, doch stand sie einer 

Entwicklung zur Demokratie nicht im Wege. Ein Faktor der Stabilität war der 

Kaiser, die Verkörperung der Einheit des japanischen Volkes, die Verkörperung 

des japanischen Reiches.  

    
Der religiöse Charakter des Kaisers wurde 1889 in die Verfassung aufgenommen 

und vom Verfassungsrecht akzeptiert. Die Präambel erwähnt wiederholt sosô 

(“unsere Vorfahren”) (Itô 1889, IX-X), eine Formulierung, die sich in der ersten 

Hälfte auf die erste Ahnin, die Sonnengöttin Amaterasu ômikami bezieht, und in 

der zweiten Hälfte auf alle anderen kaiserlichen Vorfahren. Und Art.1 der 

Verfassung spricht von “dem Kaiser aus der seit der Gründung des Reiches 

ununterbrochen herrschenden Dynastie”, was Minobe zufolge auf der einen Seite 

bedeutet, dass das Recht des Tennô zu herrschen von Generation zu Generation 

an ihn weitergegeben wird (Minobe 1934, 70), und auf der anderen Seite, dass 

Japan für ewige Zeiten von dem einen Kaiserhaus beherrscht werden soll 

(Minobe 1934, 67). Und Minobe fährt fort den Shintô zu beschreiben, welcher 

ihm zufolge die Tradition des Landes seit alten Zeiten gewesen ist. Obgleich er 

rechtlich nicht als Religion betrachtet werde, sei er doch de facto die japanische 

Staatsreligion. Der höchste Priester (saishu) dieser Staatsreligion sei der Tennô. 

Seit ältesten Zeiten sei dies die ungeschriebene Verfassung Japans, und diese 

ungeschriebene Verfassung werde auch nicht geändert durch die Verkündigung 

der schriftlichen Verfassung (Minobe 1934, 402 f.).  

 
 


